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· Antrag auf Kostenübernahme für Beratung durch Sachkundige
hier: . . .

Sehr geehrte/r Herr/Frau,
wir streben nach wie vor eine einvernehmliche Regelung zur . . . (Beschreibung der Maßnahme/Anordnung/streitigen Vereinbarung und dgl. mehr) an, doch sehen wir insbesondere nach unserer Besprechung mit Ihnen und den Vertretern des . . . keine Möglichkeit, vor Inanspruchnahme gerichtlicher Hilfe ohne sachkundige Beratung dienststellenintern eine Klärung der strittigen Fragen zu erreichen.
Die MAV sieht daher nach eingehender Prüfung die Notwendigkeit, sich rechtlich zu diesem Themenkomplex beraten zu lassen, da diese Angelegenheit mit schwierigen rechtlichen Fragestellungen für die Mitarbeiter und die sie vertretende MAV verbunden ist. Um einen geeigneten Berater beauftragen zu können, bitten wir um Zustimmung zur Kostenübernahme nach § 30 MVG.EKD.

Der von uns angefragte Rechtsanwalt schlägt vor, die Beratung nach Aufwand mit einem Stundensatz von . . . bis . . . Euro abzurechnen. Die Abrechnung erfolgt zeitnah, so dass jederzeit Kostenkontrolle bestünde. Alternativ käme wohl eine Berechnung nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz in Betracht. In diesem Fall wird der Berechnung ein Gegenstandswert zugrunde gelegt, der sich nach dem wirtschaftlichen Interesse des Auftrages bemisst. Dieser wäre bei uns aufgrund des Interesses an . . . wohl sehr hoch, so dass die Kosten für einen Rechtsanwalt nach dem Gegenstandswert wohl höher liegen, als bei denen nach Aufwand.

Eine in Ansehung der Bedeutung und des Umfanges rechtlich qualifizierte Bewertung der Auslegung der . . . (Maßnahme/Anordnung/streitige Vereinbarung und dgl. mehr) ist selbst bei eingehender eigener Recherche nicht gewährleistet. Dies hat eine Reihe von eigenen Nachforschungen verschiedener Erkenntnisquellen ergeben.

Wir bitten um kurzfristige Rückäußerung.
Mit freundlichen Grüßen

